
 

Stadt Leverkusen  Vorlage Nr. 2021/1263 

Der Oberbürgermeister 
  

II/36-363-cl 
Dezernat/Fachbereich/AZ  
 
05.01.2022 
Datum 

 

Beratungsfolge Datum Zuständigkeit Behandlung 

Ausschuss für Bürgereingaben 
und Umwelt   

20.01.2022 Beratung öffentlich 

Ausschuss für Stadtentwicklung, 
Planen und Bauen   

24.01.2022 Beratung öffentlich 

Bezirksvertretung für den Stadtbe-
zirk I   

31.01.2022 Beratung öffentlich 

Bezirksvertretung für den Stadtbe-
zirk II   

01.02.2022 Beratung öffentlich 

Bezirksvertretung für den Stadtbe-
zirk III   

03.02.2022 Beratung öffentlich 

Finanz- und Digitalisierungsaus-
schuss   

07.02.2022 Beratung öffentlich 

Rat der Stadt Leverkusen   14.02.2022 Entscheidung öffentlich 

Betreff:  

Errichtung von E-Ladesäulen als Sondernutzung auf dem Gebiet der Stadt Leverkusen 
sowie Satzung zur 5. Änderung der Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für 
Sondernutzungen an öffentlichen Straßen in der Stadt Leverkusen 
 
Beschlussentwurf: 
 
1. Der Rat der Stadt Leverkusen beschließt die grundsätzliche Errichtung von E-Lade-

säulen als Sondernutzung im öffentlichen Verkehrsraum auf dem Gebiet der Stadt 
Leverkusen und die Freigabe eines diesbezüglich offenen Antragsverfahrens für in-
teressierte Anbietende. 

 
2. Der Rat der Stadt Leverkusen beschließt die in der Anlage der Vorlage dargestellte 

Satzung zur 5. Änderung der „Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Son-
dernutzungen an öffentlichen Straßen in der Stadt Leverkusen“. 

 
 
gezeichnet:  
In Vertretung In Vertretung In Vertretung In Vertretung 
Adomat Molitor Lünenbach Deppe 
(zugleich in 
Vertretung des 
Oberbürgermeisters) 
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I) Finanzielle Auswirkungen im Jahr der Umsetzung und in den Folgejahren 
 

 Nein (sofern keine Auswirkung = entfällt die Aufzählung/Punkt beendet) 
 

 Ja – ergebniswirksam 
Produkt:       Sachkonto:       
Aufwendungen für die Maßnahme:       € 
Fördermittel beantragt:   Nein   Ja       % 
Name Förderprogramm:       
Ratsbeschluss vom       zur Vorlage Nr.       
Beantragte Förderhöhe:       € 
 
 Ja – investiv 
Finanzstelle/n:       Finanzposition/en:       
Auszahlungen für die Maßnahme:       € 
Fördermittel beantragt:   Nein   Ja       % 
Name Förderprogramm:       
Ratsbeschluss vom       zur Vorlage Nr.       
Beantragte Förderhöhe:       € 
 

Maßnahme ist im Haushalt ausreichend veranschlagt 
 Ansätze sind ausreichend 
 Deckung erfolgt aus Produkt/Finanzstelle       
 in Höhe von       € 
 

Jährliche Folgeaufwendungen ab Haushaltsjahr:       
 Personal-/Sachaufwand:       € 
 Bilanzielle Abschreibungen:       €  

Hierunter fallen neben den üblichen bilanziellen Abschreibungen auch einmalige bzw. Sonderabschrei-
bungen. 

 Aktuell nicht bezifferbar  
 
Jährliche Folgeerträge (ergebniswirksam) ab Haushaltsjahr: 2022 

 Erträge (z. B. Gebühren, Beiträge, Auflösung Sonderposten): s.u. € 
Produkt: 360002300103 Sachkonto 432100 
 
Die Mehreinnahmen für Sondernutzungsgebühren auf dem Innenauftrag 
360002300103, Sachkonto 432100, können noch nicht abgeschätzt werden, da nicht 
bekannt ist, wie viele Anbietende in Leverkusen in welcher Anzahl Anträge für Ladesäu-
len Anträge stellen und diese auch realisieren werden. 
 
Die Einnahmen betragen pro Ladesäule p.a.: 
In Zone 1 (Innenstadt)   40,00 € x 12 = 480 €. 
In Zone 2 (Außenbereich)   25,00 € x 12 = 300 €. 
 
Einsparungen ab Haushaltsjahr:       

 Personal-/Sachaufwand:       € 
Produkt:       Sachkonto       
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 ggf. Hinweis Dez. II/FB 20:              
 
II) Nachhaltigkeit der Maßnahme im Sinne des Klimaschutzes: 

Klimaschutz  
betroffen 

Nachhaltigkeit 
 

kurz- bis 
mittelfristige 

Nachhaltigkeit 

langfristige Nach-
haltigkeit 

 

 ja   nein   ja   nein  ja   nein  ja   nein 
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Begründung: 
 
1. Errichtung von E-Ladesäulen als Sondernutzung auf dem Gebiet der Stadt Lever-
kusen 
Die Stadt Leverkusen befürwortet und unterstützt eine Erweiterung des Ladenetzes für 
Elektromobile, um die Elektromobilität gezielt zu fördern. Es sollen Anreize geschaffen 
werden, um den Anteil an E-Fahrzeugen in der Stadt zu erhöhen. Zu diesem Zweck soll 
der Aufbau einer flächendeckenden, bedarfsgerechten und nutzerfreundlichen E-Lad-
einfrastruktur vorangetrieben und das Erlaubnisverfahren strukturiert werden. Bisher 
wurden E-Ladesäulen im Rahmen eines Gestattungsvertrages mit der Energieversor-
gung Leverkusen vereinzelt im Stadtgebiet genehmigt und errichtet. Nunmehr soll die 
Errichtung von E-Ladesäulen im öffentlichen Verkehrsraum ebenfalls für weitere interes-
sierte Anbietende geöffnet werden, um somit einen flächendeckenden und umfangrei-
chen Ausbau zu ermöglichen. Die folgenden Inhalte bzw. der beschriebene Ablauf so-
wie die Änderung der Sondernutzungssatzung legen hierfür die Rahmenbedingungen 
des Genehmigungsverfahrens fest. 
 
Der Ablauf dient als Orientierungshilfe für die Mitarbeitende des Sachgebiets Erlaub-
nisse im Fachbereich Ordnung und Straßenverkehr und gibt die Verfahrensweise sowie 
die technischen sowie rechtlichen Vorgaben für interessierte Ladepunktbetreibende vor, 
bis eine umfassende Richtlinie zum Errichten einer Ladeinfrastruktur für die Stadt Lever-
kusen aufgestellt wurde. Diese wird derzeit durch den Fachbereich Mobilität und Klima-
schutz initiiert. Bezüglich der Begriffsdefinitionen wird auf die Ladesäulenverordnung 
(„Verordnung über technische Mindestanforderungen an den sicheren und interoperab-
len Aufbau und Betrieb von öffentlich zugänglichen Ladepunkten für Elektromobile“, 
LSV) in der jeweils geltenden Fassung verwiesen. 
 
Anfrage auf Errichtung einer Ladesäule 
Betreibende, die eine Normalladesäule an einem Standort im öffentlichen Raum errich-
ten möchten, stellen zunächst eine Anfrage an die Stadt Leverkusen. Nach erfolgter 
Vorprüfung durch den Fachbereich Ordnung und Straßenverkehr sowie positiver Rück-
meldung kann ein Antrag auf Sondernutzungserlaubnis gestellt werden. Ein grundsätzli-
cher Anspruch auf Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis besteht nicht. 
 
Prüfung der Anfrage 
Nach Eingang der Anfrage des Betreibenden prüft die Stadt Leverkusen, ob der ge-
wünschte Standort für eine Ladesäule grundsätzlich verfügbar und im Sinne einer ge-
ordneten Infrastrukturunterhaltung geeignet ist. Dies bedeutet, dass vermieden werden 
soll, dass z. B. in einem gewinnversprechenden Stadtteil oder auf einem solchen Stra-
ßenzug diverse Betreibende Ladesäulen errichten, während andere Gebiete nicht ver-
sorgt werden. Fällt die Vorprüfung positiv aus, erhält der Bewerbende eine entspre-
chende Rückmeldung und kann einen Antrag auf Sondernutzungserlaubnis für den ge-
prüften Standort einreichen. Die positive Rückmeldung ist die erforderliche Grundlage 
für die Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis sowie die straßenverkehrsrechtliche 
Baustellengenehmigung für die Arbeiten im Straßenraum. 
 
Anforderungen an das Unternehmen 

- Nach Möglichkeit bei erster Anfrage Verweis auf Referenzprojekte aus anderen 
Städten und Gemeinden. 

- Sicherstellung eines mängelfreien Betriebes der Ladesäule. 
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- Nachweis der durchgehenden Erreichbarkeit im Störungsfall. 
- Zeitnahe Störungsbehebung durch Servicemitarbeiter. 

 
Die Ladesäule wird vom Betreibenden in eigener Verantwortung aufgestellt und dieser 
hat für die Erfüllung der jeweils geltenden Bestimmungen für die Ladeinfrastruktur selb-
ständig Sorge zu tragen (es gelten die LSV sowie die jeweiligen Anschlussbedingungen 
des Netzbetreibers). Der Betreibende verpflichtet sich, jährlich einen Bericht (bis zum 
31.03. des Folgejahres) über den jeweiligen Ladepunkt (abgegebene Strommenge so-
wie Anzahl der Ladevorgänge) in der Abteilung Straßenverkehr des Fachbereich Ord-
nung und Straßenverkehr einzureichen.  
 
Anforderungen an den Standort der Ladesäule 
- Gute Sichtbarkeit des Ladepunktes. 
- Es dürfen nur Standorte gewählt werden, welche heute noch keiner speziellen Nut-

zung unterliegen (z. B. Schwerbehindertenparkplätze, Plätze für das Carsharing - 
was nicht bedeutet, dass Anbietende von Carsharing nicht eigene Plätze in solche 
für E-Fahrzeuge umwandeln können -). 

- Die Nutzung des Ladepunktes muss möglich sein, ohne die Sicherheit anderer Ver-
kehrsteilnehmer zu gefährden, z. B. durch das Ziehen der Ladekabel über einen 
Gehweg o. ä. 

- Keine Beeinträchtigung von Fahrbahnflächen etc. 
- Kanalschächte, Schieberkappen und Hydranten sind freizuhalten. 
- Nur Standorte, die eine Mindestbreite des Restgehweges von 1,50 m ab Ladestation 

einhalten können. 
 
Die Höchstverweildauer an den einzelnen Ladesäulen mit Parkscheibe kann in Zone 1 
(Innenstadtbereich von Wiesdorf, Opladen und Schlebusch) maximal 2 Stunden betra-
gen sowie in Zone 2 (alle übrigen Straßen und Stadtteile) maximal 3 - 4 Stunden. Hier-
durch soll eine Dauerbelegung durch parkende Fahrzeuge vermieden werden. 
 
Sondernutzungserlaubnis 
Auf Grundlage der Bauordnung für das Land NRW in der derzeit gültigen Fassung sind 
Ladesäulen nicht genehmigungspflichtig. Für die Errichtung ist jedoch eine Sondernut-
zungserlaubnis nach dem Straßen- und Wegegesetz erforderlich. Nach positiver Vorprü-
fung und Rückmeldung zum Standort ist ein Antrag auf Erteilung einer Sondernutzungs-
erlaubnis beim Fachbereich Ordnung und Straßenverkehr, Sachgebiet Erlaubnisse, zu 
stellen. Die Sondernutzungserlaubnis für E-Ladesäulen ist gebührenpflichtig. Zudem 
wird eine Verwaltungsgebühr für die Bearbeitung des Antrages erhoben. 
 
Mit der Sondernutzungserlaubnis erhält der Betreibende die Erlaubnis für die Inan-
spruchnahme öffentlicher Verkehrsflächen sowie die Installation einer E-Ladesäule. Pa-
rallel muss der Betreibende oder eine mit der Ausführung beauftragte Baufirma die nach 
§ 45 Abs. 6 Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) erforderliche verkehrsrechtliche Anord-
nung für Arbeiten im öffentlichen Verkehrsraum beantragen. Das Sachgebiet Erlaub-
nisse des Fachbereichs Ordnung und Straßenverkehr prüft den Antrag zur Einrichtung 
einer Arbeitsstelle im öffentlichen Verkehrsraum und erteilt die entsprechende Baustel-
lengenehmigung nach Abstimmung mit dem städtischen Baustellenkoordinator. 
 
Nach Erteilung der Sondernutzungserlaubnis ist die Ladesäule innerhalb von 6 Monaten 
ab Erteilungsdatum zu errichten und nutzbar zu machen. Erfolgt dies nicht, erlischt die 
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Sondernutzungserlaubnis. Die Erlaubnis gilt nur für den Erlaubnisnehmenden und darf 
ohne Zustimmung der Stadt Leverkusen nicht übertragen werden. Dritten steht kein An-
spruch auf Widerruf der Erlaubnis zu. 
 
Die Sondernutzungserlaubnis wird, beginnend mit dem beantragten Gültigkeitsdatum, 
zunächst auf fünf Jahre befristet. Nach Ablauf ist ein neuer Antrag zu stellen. Erfolgt 
dies nicht oder der Antrag wird negativ beschieden, erlischt die Sondernutzungserlaub-
nis automatisch und der Betreibende hat die Ladesäule sowie die Zuleitungen auf ei-
gene Kosten zu entfernen und den öffentlichen Straßenraum in seinen Ursprungszu-
stand zu versetzen.  
 
Darüber hinaus hat der Erlaubnisnehmende 
 

- dafür Sorge zu tragen, dass im Rahmen der Ausübung der Sondernutzung Ver-
kehrsgefährdungen jederzeit ausgeschlossen sind und keine vermeidbaren Be-
einträchtigungen und Behinderungen eintreten. 

- sich vor Beginn der Baumaßnahme zu erkundigen, ob im Bereich der zu errich-
tenden Ladesäule Kabel und Versorgungsleitungen verlegt sind und in Abstim-
mung mit den Betreibenden (Energieversorgung Leverkusen, Telekom etc.) auf 
eigene Kosten Schutzmaßnahmen für diese Versorgungsleitungen zu treffen. 

- eine vorherige Abstimmung mit den Technischen Betrieben Leverkusen AöR 
(TBL) als Straßenbaulastträger herbeizuführen. 

- alle im Zusammenhang mit der Ausübung der Sondernutzung anfallenden Kos-
ten, insbesondere aufgrund der Errichtung der Ladesäule sowie sich ergebenden 
Mehraufwendungen für die Unterhaltung der betroffenen Straßenfläche, der Stadt 
Leverkusen bzw. den Technischen Betrieben der Stadt Leverkusen AöR (TBL), 
zu ersetzen. 

 
Im Falle des Widerrufs der Sondernutzungserlaubnis sowie bei Störungen oder Wegfall 
der Nutzungsmöglichkeit der betroffenen Straßenfläche (z. B. bei Baumaßnahmen, Stra-
ßensperrungen etc.) besteht kein Ersatzanspruch gegen die Stadt Leverkusen. Kommt 
der Erlaubnisnehmende einer Verpflichtung aus der Sondernutzungserlaubnis, insbe-
sondere einer Nebenbestimmung, trotz vorheriger Aufforderung innerhalb der gesetzten 
Frist nicht nach, so ist die Stadt Leverkusen berechtigt: 
 

- im pflichtgemäßen Ermessen die erforderlichen Maßnahmen auf Kosten des Er-
laubnisnehmenden zu treffen oder 

- die Sondernutzungserlaubnis zu widerrufen. 
 
Wird die Sicherheit des Verkehrs gefährdet oder wird eine Baustelleneinrichtung zur Si-
cherung der öffentlichen Versorgung behindert, können vorherige Aufforderungen und 
Fristsetzungen unterbleiben (Gefahr im Verzug). Die Stadt behält sich zudem vor, die 
jeweilige Sondernutzungserlaubnis einzelfallbezogen mit weiteren Nebenbestimmungen 
zu versehen. 
 
Unwirksamkeit der Sondernutzungserlaubnis 
Im Falle des Unwirksamwerdens der Sondernutzungserlaubnis hat der Erlaubnisneh-
mende auf Verlangen der Stadt Leverkusen innerhalb einer angemessenen Frist die La-
desäule sowie die Zuleitungen zu entfernen und die benutzte Straßenfläche in einen 
ordnungsgemäßen bzw. in den vorherigen Zustand zu versetzen. 
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2. Änderung der Sondernutzungssatzung 
Die sich aus den obigen Festlegungen ergebenden Änderungen der Satzung über Er-
laubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen in der Stadt Le-
verkusen (Sondernutzungssatzung) sind in der Anlage dargestellt. Die Änderung der 
Sondernutzungssatzung tritt einen Monat nach Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft.  
 
  

Anlage/n:  

Änderungssatzung 
 



 
Anlage  

 
Satzung vom ___________ zur 5. Änderung der „Satzung über Erlaubnisse und Gebüh-
ren für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen in der Stadt Leverkusen“ (Sondernut-
zungssatzung) vom 24. Oktober 2007 
 
Aufgrund der §§ 18, 19 und 19a des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nord-
rhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Septem-
ber 1995 (GV NW S. 1028/SGV. NRW. 91), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 26. März 2019 (GV. NRW. S. 193), und der §§ 7, 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346), sowie des § 8 des Bundesfern-
straßengesetzes (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 
(BGBl. I S. 1206), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 10. September 2021 
(BGBl. I S. 4147) geändert worden ist, hat der Rat der Stadt Leverkusen in seiner Sit-
zung am _________ folgende fünfte Änderung der Satzung beschlossen: 
 
 

I. Änderung der Sondernutzungssatzung 
 
1. In „§ 6 Erlaubnisantrag“ wird folgende Ziffer geändert: 
 
(1)  Die Sondernutzungserlaubnis wird nur auf Antrag erteilt. Dieser ist in der Regel 
schriftlich, spätestens 14 Tage vor der beabsichtigten Ausübung der Sondernutzung mit 
Angabe über Ort, Art, Umfang und Dauer der Sondernutzung beim Fachbereich Ord-
nung und Straßenverkehr der Stadt Leverkusen zu stellen. Dem Antrag sind Pläne, 
Zeichnungen oder andere, geeignete Unterlagen zur Verdeutlichung beizufügen. An-
träge bezüglich Großveranstaltungen sind mindestens 4 Wochen vor der beabsichtigten 
Durchführung der Großveranstaltung zu stellen. 
 
2. Der „§ 8 Nutzung der Erlaubnis“ erhält folgenden Zusatz: 
 
Die Erlaubnisnehmer sind verpflichtet, die mit der Sondernutzung verbundenen Anlagen 
in ordnungsgemäßem und verkehrssicherem Zustand zu errichten und zu erhalten. Sie 
haften für Schäden, die der Stadt oder Dritten durch diese Anlagen entstehen. Von et-
waigen Ersatzansprüchen Dritter haben diese die Stadt freizustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3. Die Anlage B Gebühren, Teil 1: gebührenpflichtige Sondernutzungen, erhält folgende 
neue Ziffer 20 mit Erläuterungen 
 
 

Lfd. 
Nr. 

Art der Son-
dernutzung 

Ein-
wir-
kung 
auf 
die 
Straß
e 
(1-8) 

Einwirkung 
auf den 
Gemein-
gebrauch 
(1-8) 

Um-
fang 
des 
wirt-
schaft-
lichen 
Interes-
ses 
(1-8) 

Ge-
samt-
punkt-
zahl 

Bewer-
tung der 
Allge-
mein- 
interes-
sen an 
der Son-
der-nut-
zung 
(0-100) 

Pun
kt-
zahl 

Gebühr 
(Basis 
0,86 
€/qm 
mtl.) 
 
Zone 1 

Gebühr 
(ab-
zügl. 20 
% von 
Zone 1) 
 
Zone 2 

20 
E-Ladesäulen 

siehe Erläuterungen 40,00 € 25,00 € 

 
 
  
Lfd. Nr. 20 
 
Die E-Ladesäulen werden nicht nach dem Schema für Sondernutzungen, sondern den 
Gebühren nach in Zone 1 und Zone 2 aufgeteilt. 
 


	Vorlagendokumente
	1263 0  
	Änderungssatzung  




